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Zehntausende Aktivisten 
kommen Anfang Juli 
zum G-20-Gipfel nach 

Hamburg. Für sie sollen zwei 
große Camps aufgebaut wer-
den, eines im Stadtpark, eines 
im Volkspark im Bezirk Alto-
na. Ein Sprecher des Bezirk-
samts Hamburg-Nord hat am 
Dienstag in der Lokalpresse 
erklärt, der Stadt-
park komme dafür 
nicht in Frage. 
Auch Hamburgs 
Innensenator Andy 
Grote, SPD, hat 
sich kürzlich im 
Innenausschuss 
der Bürgerschaft 
gegen die Camps 
ausgesprochen. 
Will die Stadt die 
Protestierenden 
loswerden?

Ja, das ist seit Mona-
ten erkennbar. Politik 
und Behörden wollen 
es der Protestbewegung so schwer 
wie möglich machen; der Senat 
ist weiter auf eine Konfrontation 
aus. Wenn sie die G20 nach Ham-
burg holen, dann müssen sie auch 
mit Protesten rechnen. Wir sollten 
wieder an den Verhandlungstisch, 
doch der Erste Bürgermeister Olaf 
Scholz verhält sich wie ein Sultan. 
Aber Hamburg ist nicht Ankara. Die 
Zehntausenden Menschen werden 
kommen, und wenn sie nicht in der 
ganzen Stadt wild campen sollen, 
müssen wir an einer Lösung des 
Problems arbeiten. Sonst wären wir 
gezwungen, wie die Occupy-Bewe-
gung Plätze zu besetzen.

Der Senat meint, die von aus-
wärts anreisenden Aktivisten 
könnten sich private Unter-
künfte suchen oder Jugend-
herbergen und Hostels nutzen. 
Was sagen Sie dazu?

Ein absurder Vorschlag. Während 
der Protestwoche werden die Ho-
telpreise explodieren. Wie sollen da 
15.000 bis 20.000 Menschen aus 
aller Welt ein Zimmer finden?

Es soll ein antikapitalistisches 
Camp geben, darüber hinaus 
eines, das verschiedene politi-
sche Spektren ansprechen soll. 
Was planen Sie genau?

Beide Camps arbeiten solidarisch 
zusammen und sind auf jeweils 
10.000 Menschen ausgelegt. Im 
spektrenübergreifenden Camp soll 
die ganze Woche ein großes Kul-
turprogramm auf die Beine gestellt 
werden. Wir werden nach Hamburg 
mobilisieren, egal wie sich die Her-
ren im Rathaus verhalten.

Die Polizei meint, so ein Camp 
sei ein idealer Ort, um militan-
te Aktionen zu planen.

Für uns ist das Camp ein Ort des Zu-

sammenkommens. Militante Aktio-
nen werden wahrscheinlich klande-
stin vorbereitet und nicht öffentlich 
mit 10.000 Menschen. Solche Aus-
sagen dienen nur dazu, den Protest 
aus der Stadt zu drängen.

Werden Sie die Gerichte anru-
fen?

Klar. Wenn nötig, werden wir recht-
liche Schritte einleiten.

Innensenator Grote 
hat im Innenaus-
schuss erklärt, das 
Heiligengeistfeld 
werde für die Ab-
schlusskundgebung 
der Großdemo am 
8. Juli nicht freigege-
ben: Es liege zu nah 
an den Messehallen, 
Hauptveranstal-
tungsort des Gipfels.
Die Herren der Welt 
wollen wohl unter sich 
bleiben, wenn sie sich 
in Hamburg treffen, 
aber da spielen wir 

nicht mit. Wir werden weder unsere 
Zelte außerhalb der Stadt aufschla-
gen noch zulassen, dass sie die De-
mo an den Rand der Stadt drängen.

Grote hat auch verkündet, 
allein die Polizei habe über Si-
cherheitszonen und Versamm-
lungsorte zu befinden.

Es wird immer deutlicher, dass die-
ser Senat mit dem G-20-Gipfel voll-
kommen überfordert ist. Nun wird 
ständig von gewalttätigen Protesten 
gesprochen – ein Versuch, wieder 
Herr der Lage zu werden. Es ist aber 
nicht zu akzeptieren, dass eine gan-
ze Stadt mehrere Wochen in Geisel-
haft genommen werden soll für eine 
falsche politische Entscheidung.

Damit spielen Sie auf die an-
gedachten Sicherheitsvorkeh-
rungen an: Sie reichen vom 
Sammelknast bis zur Einrich-
tung einer »blauen Zone«, in 
der nicht demonstriert werden 
darf. Die Stadt lässt offenbar 
keine Gelegenheit aus, die 
G- 20-Protestbewegung zu rei-
zen. Wie wirkt sich das auf die 
Stimmung aus?

Die Stadt versucht es ungewiss zu 
lassen, ob legaler Protest möglich 
sein wird. Dadurch soll unsere Mo-
bilisierung torpediert werden. Mit 
Gewaltphantasien wollen sie ein 
Teil der Zivilgesellschaft von den 
Protesten abhalten. Deutlich wird 
nur, dass wir uns nicht auf diesen 
Senat bei der Durchsetzung des Ver-
sammlungsrechts verlassen können. 
Auch wenn wir nicht willkommen 
sind, werden wir im Juli Zehntau-
sende Menschen sein und der Welt 
zeigen, dass es auch ein anderes 
Hamburg gibt.

 Interview: Kristian Stemmler

Iranische Kumpel sitzen  
nach Explosion fest
Teheran. Nach einer Explosion in einem 
Kohlebergwerk in Nordiran haben 
auch Stunden später noch mindestens 
80 Minenarbeiter unter den Trümmern 
ausharren müssen. Nach Angaben der 
Nachrichtenagentur Fars konnten bis 
zum Mittwoch nachmittag nur 36 Ar-
beiter gerettet und in naheliegende 
Krankenhäuser der Stadt Asadschahr 
in der Provinz Golestan gebracht wer-
den. Aber mindestens 80 Kumpel sä-
ßen noch in dem Bergwerk Khosch-
Jailak fest. Alle Rettungskräfte der 
Provinz wurden demnach mobilisiert, 
um die Arbeiter noch zu retten. Auch 
Armee und »Revolutionsgarden« neh-
men an den Bergungsarbeiten teil. Die 
Ursache für die Explosion war noch 
unklar.  (dpa/jW)

Berlin: Anschlag auf 
 Flüchtlingshelferin
Berlin. In der Nacht zu Mittwoch wurde 
das geparkte Auto einer Flüchtlings-

helferin im Berliner Stadtteil Neu-
kölln-Britz angezündet, Täter und Tat-
hintergrund sind noch ungeklärt. Der 
Wagen brannte laut Polizei vollständig 
aus, die benachbarten Häuser blieben 
unversehrt. Nach jW-Informationen ist 
die Besitzerin des Autos in der Flücht-
lingshilfe engagiert, ihre Kinder gehö-
ren der SPD-Jugendorganisation »Die 
Falken« an. Die Bundesvorsitzende 
der Falken, Josephin Tischner, erklärte 
auf Nachfrage von jW, die Neuköllner 
Gruppe sei »in den letzten zwei Jah-
ren immer wieder Ziel von Angriffen 
gewesen«. Da eine politische Motiva-
tion für den Anschlag in Frage kommt, 
übernahm laut dpa der polizeiliche 
Staatsschutz des Landeskriminalamts 
die Ermittlungen.  (jW)

CDU-Minister will Justiz 
 säkularisieren
Stuttgart. Als bundesweit erster Lan-
desjustizminister hat Guido Wolf, 
CDU, in Baden-Württemberg am 
Mittwoch ein Gesetz vorgelegt, nach 
dem religiöse Kleidungsstücke aus den 

Gerichten des Landes verbannt wer-
den. Es sei eine Abwägung der Verfas-
sungsgüter »freie Religionsausübung« 
und »strikte Neutralität der Justiz« ge-
lungen, sagte Wolf am Mittwoch im 
Stuttgarter Landtag.

Der Gesetzentwurf betrifft haupt-
amtliche Richter und Staatsanwälte, 
die nun etwa keine Kopftücher, Kreuze 
oder Kippot mehr tragen dürfen. Für 
die Einbeziehung der Schöffen sprach 
sich auch die CDU-Fraktion aus, die 
sich in diesem Punkt in der Koalition 
nicht gegen die Grünen durchsetzen 
konnte. Das Gesetz soll in der Plenar-
sitzung am kommenden Mittwoch be-
schlossen werden. (dpa/jW)

Hinweis
In dem Interview »Jede Klinik muss 
schauen, wo sie bleibt« (jW vom 
3.  Mai) ist der Herstellung ein tech-
nischer Fehler unterlaufen. Der letzte 
Satz lautet vollständig: »Soweit wie 
unser Regierungsrat ging kein ande-
rer.« Das Interview führte Johannes 
Supe. Wir bitten, das Versehen zu ent-
schuldigen.  (jW)

NACHRICHTEN

Hunderte Menschen haben am Mittwoch im südafrikanischen Durban gegen das 

dort noch bis Freitag stattfindende »Weltwirtschaftsforum über Afrika« (WEF) demonstriert, zu dem mehr als 1.000 Ver-

treter von Konzernen, Regierungen und Hochschulen aus mehr als 100 Ländern zusammenkommen. Desmond D’Sam, einer 

der Organisatoren der Protestveranstaltungen, warf dem WEF vor, Profite über das Wohlergehen der Menschen zu stellen. 

Die Demonstranten versammelten sich im Stadtzentrum von Durban zu einem Gegengipfel.  (jW)

Verbaler Scheidungskrieg
»Brexit«: EU-Komission will bei Rechnung an London nicht nachgeben

Brüssel bleibt beim »Brexit« 
auf Krawall gebürstet und 
beharrt auf den milliarden-

schweren Forderungen an Großbri-
tannien. »Das ist keine Bestrafung«, 
sagte EU-Chefunterhändler Michel 
Barnier am Mittwoch in Brüssel  – 
und verleugnete damit das Offen-
sichtliche. Es gehe lediglich darum, 
»die Konten zu bereinigen«.

Das Vereinigte Königreich habe 
als EU-Mitglied Ausgaben zuge-
stimmt, die es bezahlen müsse, sag-
te Barnier weiter. Dies gilt aus Sicht 
Brüssels auch für die Zeit nach dem 
Austrittsdatum im März 2019, weil 
der mehrjährige EU-Finanzrahmen 
bis Ende 2020 läuft. Schätzungen 
der Eurokraten bezifferten den Be-
trag bisher auf 40 bis 60 Milliarden 
Euro. Die Financial Times hatte 
jedoch am Mittwoch berichtet, die 

Rechnung könnte auf bis zu 100 
Milliarden Euro steigen. Frankreich 
und Polen pochten demnach darauf, 
auch Agrarausgaben bis 2020 ein-
zurechnen. Und Deutschland wolle 
London nicht erlauben, die Aus-
trittsrechnung zu drücken, indem der 
britische Anteil an EU-Gebäuden 
und anderen Vermögenswerten ab-
gezogen werde.

In London reagierte man ver-
gleichsweise cool auf einen Pres-
sebericht, wonach die Forderungen 
deutlich höher ausfallen könnte als 
bislang in Rede stand. »Wir werden 
nicht 100 Milliarden zahlen«, be-
schied der britische Brexit-Minister 
David Davis über den Sender ITV 
seinen Kontrahenten in der bel-
gischen Metropole. Großbritannien 
werde lediglich seine »internationa-
len Verpflichtungen« erfüllen. Da-

vis warnte, London könne auch oh-
ne Vereinbarung mit der EU diese 
verlassen und müsse dann gar nichts 
zahlen.

Die Kommission hat am Mittwoch 
einen Vorschlag zum Verhandlungs-
mandat für die Austrittsgespräche 
vorgelegt, die im Juni nach der vor-
gezogenen Parlamentswahl in Groß-
britannien beginnen sollen. Der sieht 
einen zweistufigen Prozess vor: Erst 
wenn wichtige Fragen wie die Fi-
nanzverpflichtungen und die Rech-
te der 3,2 Millionen EU-Bürger in 
Großbritannien weitgehend geklärt 
sind, will die EU mit London über 
die künftigen Beziehungen und ins-
besondere über ein Handelsabkom-
men sprechen. Dem Verhandlungs-
mandat müssen am 22. Mai noch die 
Mitgliedsstaaten zustimmen.

 (AFP/jW)
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»Protest soll 
aus der Stadt 
gedrängt werden«
Hamburg will Camps für G-20-Gegner 
verhindern. Bleibt es dabei, werden 
Plätze besetzt werden müssen.  
Ein Gespräch mit Deniz Ergün

Deniz Ergün ist Presse
sprecher des zum 

G220Gipfel in Hamburg 
geplanten spektrenüber

greifenden Camps

Menschen vor Profite.
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